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Handel mit Sudan
Die rechtlichen Rahmenbedingungen nach der Aussetzung des US-Embargos

Mit der Aussetzung des US-Embargos zeichnet sich
ein Ende der wirtschaftlichen Isolation des Sudan ab.
F�r die deutsche Wirtschaft, die traditionell stark im
Sudan engagiert war, bieten sich Chancen in den
Bereichen Infrastruktur, Energie, Landwirtschaft so-
wie in der �l- und Gasindustrie. Aber auch nach
einem Ende des US-Embargos bleibt der Sudan ein
schwieriger Markt. Das gilt zum einen auf Grund der
anhaltend instabilen und schwierigen politischen La-
ge. Zum anderen weist das sudanesische Rechts-
system eine Reihe von Besonderheiten auf, die ge-
rade auch bei der Vertragsgestaltung zu beachten
sind.

I. Aussetzung der US-Embargos

Als eine ihrer letzten Amtshandlungen hat die Obama-Ad-
ministration das 1997 gegen den Sudan verh�ngte Embargo
ausgesetzt.1 Damit zeichnet sich nach dem Atomdeal mit
dem Iran die Rehabilitierung eines weiteren einstigen „Pa-
riastaates“ ab.

Am 17. 1. 2017 trat eine �nderung der US Sudanese Sanc-
tions Regulation (SSR) in Kraft, die das Embargo gegen den
Sudan suspendiert. Im Einzelnen gilt Folgendes:

– Das auf Grundlage der SSR eingefrorene sudanesische Ver-
m�gen wird freigegeben.

– Der auf Grund der SSR bislang verbotene Handel zwischen
den USA und dem Sudan wird freigegeben.

– Die Beschr�nkungen f�r T�tigkeiten in der �l- und Gasindus-
trie werden ausgesetzt, so dass US-Staatsb�rger und US-Un-
ternehmen wieder in der �l- und Gasindustrie und verwand-
ten Industrien im Sudan t�tig werden d�rfen.

– US-Staatsb�rger und US-Unternehmen d�rfen Transaktionen
zwischen dem Sudan und Drittstaaten unterst�tzen und f�r-
dern, was bislang nach der SSR untersagt war.

Die Aussetzung der Sanktionen erfolgte im Wege einer All-
gemeinverf�gung des U.S. Department of the Treasury’s Of-
fice of Foreign Assets Control (OFAC). Zugrunde liegt der
Aussetzung eine politische Vereinbarung zwischen den
USA und dem Sudan, insbesondere die Anerkennung „of su-
stained progress by the Government of Sudan on several
fronts, including a marked reduction in offensive military ac-
tivity, a pledge to maintain a cessation of hostilities in con-
flict areas in Sudan, steps toward improving humanitarian
access throughout Sudan, and cooperation with the United
States on counterterrorism and addressing regional con-
flicts“.2

Die Aussetzung des Embargos ist nicht endg�ltig. Vielmehr
wird das „Wohlverhalten“ der sudanesischen Regierung pe-
riodisch �berpr�ft, erstmals nach Ablauf von sechs Mona-
ten. Eine endg�ltige Aufhebung der Sanktionen im Laufe
des Jahres 2017 ist geplant. Damit bedient sich die US-Re-
gierung einer �hnlichen Regelungstechnik wie derjenigen
im Atomabkommen mit dem Iran, in dem eine Aufhebung

der Sanktionen ebenfalls von einer „Bew�hrungsfrist“ ab-
h�ngig gemacht wurde. In Kraft bleiben zudem die gegen
bestimmte Personen (im Zusammenhang mit dem Darfour-
Konflikt) verh�ngten Sanktionen. So wird zwar das gegen
den Sudan als einstigem „Sponsor des Terrorismus“ ver-
h�ngte Handelsembargo außer Kraft gesetzt. Die �brigen
Sanktionen bleiben jedoch bestehen.

F�r deutsche Unternehmen ist die Aussetzung der US-Sank-
tionen insofern von Bedeutung, als das eine Teilnahme des
Sudan am internationalen Zahlungsverkehr – insbesondere
dem SWIFT-System – erm�glicht. Davon war das Land auf
Grund des US-Embargos faktisch abgeschnitten. Sudan-
Transaktionen konnten nicht in USD �ber das SWIFT-Sys-
tem abgewickelt werden. Dessen ungeachtet bestehen die
deutschen und EU-Sanktionen gegen den Sudan fort. Diese
richten sich aber nur gegen den Export bestimmter G�ter
(insbesondere Waffen) und verbieten Transaktionen mit be-
stimmten Personen (denen insbesondere eine Beteiligung an
Kriegsverbrechen in der Darfour-Region zur Last gelegt
wird).3

Inwieweit die Aufhebung des US-Embargos außenpolitisch
richtig ist, ist umstritten.4 Kritiker wenden ein, die gravie-
renden Menschenrechtsverst�ße, gerade in der Konfliktre-
gion Darfour, dauerten unvermindert an. Von daher sei es
zu fr�h, jetzt die Sanktionen aufzuheben. Bef�rworter er-
widern, dass dieser Zustand gerade zeige, dass die jahr-
zehntelangen Wirtschafts- und Finanzsanktionen nichts be-
wirkt h�tten – außer die lokale Wirtschaft zu strangulieren
und einseitig die Wirtschaftsbeziehungen zu Saudi-Ara-
bien, China und Indien zu intensivieren. Eine Lockerung
der Sanktionen st�rke die Privatwirtschaft und erleichterte
die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft. Ein deut-
sches Unternehmen, das sich im Sudan engagiert, agiert so
in einem schwierigen politischen Umfeld. Hinzu kommt
eine Rechtsordnung, die nicht immer leicht zu �berschauen
ist.

II. Vertragsgestaltung im Sudan-Gesch�ft:
der rechtliche Rahmen

Die sudanesische Rechtsordnung beruht auf vier ganz unter-
schiedlichen Quellen: dem englischen Common Law, das
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1 Pressemitteilung des U.S. Treasury Department vom 13. 1. 2017, unter:
https://www.treasury.gov/resource-center/sanctions/Programs/Documen
ts/sudan_fact_sheet.pdf (aufgerufen am 17. 1. 2017). Zu den Sanktionen
etwa U.S. Office of Foreign Assets Control (OFAC), Sudan Sanctions
Program, unter: https://www.treasury.gov/resource-center/sanctions/
Programs/Documents/sudan.pdf (aufgerufen am 17. 1. 2017).

2 Pressemitteilung des U.S. Treasury Department vom 13. 1. 2017 (Fn. 1).
3 Instruktiv hierzu (mit Sammlung der Rechtsquellen) die Seite des BAFA

zu „Sudan/S�d-Sudan“ (unter: http://www.bafa.de/DE/Aussenwirt-
schaft/Ausfuhrkontrolle/Embargos/Sudan_Suedsudan/sudan_suedsuda
n_node.html; aufgerufen am 17. 1. 2017).

4 Zu dieser Diskussion etwa „US eases sanctions against Sudan, citing hu-
manitarian improvements“, The Guardian, 13. 1. 2017 (unter: https://
www.theguardian.com/world/2017/jan/13/sudan-us-sanctions-eased-
terrorism-human-rights; aufgerufen am 16. 1. 2017).
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w�hrend der Kolonialzeit rezipiert wurde, dem �gyptischen
Recht, das Vorbild vieler der j�ngeren Gesetze ist, der isla-
mischen Scharia und dem lokalen Gewohnheitsrecht.5 Seit
den 1970er Jahren ist dabei eine Entwicklung weg vom
Common Law hin zu einer arabischen Zivilrechtsordnung
zu beobachten, die sich am �gyptischen Vorbild orientiert.
Die sudanesischen Kodifikationen ber�cksichtigen islami-
sche Vorstellungen allerdings st�rker, als dies in �gypten
der Fall ist. Bestimmungen der islamischen Scharia k�nnen
im Sudan so auch im Bereich des Zivil- und Wirtschafts-
rechts eine praktische Bedeutung haben.

So verbietet etwa Art. 110 der Zivilprozessordnung (Gesetz
vom 18. 8. 1983 – sudZPO) den Gerichten, Zinsen jeglicher
Art zuzusprechen. Das gilt f�r alle Vertr�ge, die nach dem
18. 8. 1983 abgeschlossen wurden. Im Jahr 1989 wurde des
Weiteren das Gesetz zur Bek�mpfung unerlaubter und ver-
d�chtiger Bereicherung erlassen (Gesetz vom 1. 1. 1989).
U.a. qualifiziert Art 6 d des Gesetzes jede Bereicherung im
Wege von Wuchergesch�ften und Scheingesch�ften, die im
Widerspruch zu Scharia-Grunds�tzen stehen, als unerlaubte
Bereicherung. „Wucher“ (arabisch „rib�“) wiederum ist in
Art. 3 als jeglicher Form des „Zuwachses von Kapital ohne
Gegenleistung definiert“, worunter nach islamischer Auf-
fassung typischerweise Zinsen fallen.6

III. Vertragsstatut – Rechtswahl

Das internationale Privatrecht ist im Gesetz �ber Verm�-
gensrechtliche Gesch�fte von 1984 (Gesetz vom 14. 2. 1984
– ZGB) geregelt. Nach Art. 11 Abs. 13a ZGB besteht
Rechtswahlfreiheit f�r Schuldvertr�ge. Ausgenommen sind
Vertr�ge, die sich auf unbewegliches Verm�gen beziehen,
die zwingend dem Recht des Belegenheitsortes unterliegen
(Art. 11 Abs. 13b ZGB). Damit ist eine Rechtswahl im
Grundsatz anerkannt. Die Ermittlung ausl�ndischen Rechts
ist nicht gesetzlich geregelt. Im Zweifel ist davon auszuge-
hen, dass ein sudanesisches Gericht ausl�ndisches Recht
nicht von Amts wegen ermittelt.7

Eine wesentliche Einschr�nkung erf�hrt die Rechtswahlfrei-
heit jedoch durch den ordre public-Vorbehalt in Art. 16
Abs. 2 ZGB, wonach eine Anwendung ausl�ndischen Rechts
ausgeschlossen ist, wenn dessen Bestimmungen „der islami-
schen Scharia, dem ordre public oder den guten Sitten im
Sudan widersprechen.“

Hiervon k�nnen auch wirtschaftsrechtliche Sachverhalte be-
troffen sein: Zinsen (einschließlich f�r den Fall des Verzugs
oder der Rechtsh�ngigkeit) oder spekulative Vertr�ge (etwa:
Optionsvertr�ge) verstoßen nach verbreiteter Auffassung
gegen die Scharia.8 Hinzu kommt, dass etwa der Handel mit
Alkohol verboten ist.

IV. Streitbeilegungsklauseln

1. Gerichtsstandsklauseln

Nach Art. 13 sudZPO k�nnen die Parteien die Zust�ndigkeit
der sudanesischen Gerichte durch ausdr�ckliche oder kon-
kludente Vereinbarung begr�nden. Damit ist eine Prorogati-
on durch die Vereinbarung einer Gerichtsstandklausel und
durch r�gelose Einlassung m�glich. Ob und unter welchen
Voraussetzungen ein Ausschluss der internationalen Zust�n-
digkeit im Wege der Derogation zul�ssig ist, regelt die sud-
ZPO nicht. Inwieweit demArt. 13 sudZPO – gewissermaßen
spiegelbildlich – der Gedanke zu entnehmen ist, dass ein su-

danesisches Gericht auch die Vereinbarung eines aus-
schließlichen Gerichtsstandes im Ausland anerkennen muss,
ist nicht ganz klar.9 Die Rechtsprechung geht dahin, dass ein
Ausschluss der Zust�ndigkeit der sudanesischen Gerichte
nicht schlechterdings ausgeschlossen ist.10

2. Schiedsklauseln

Das Schiedsrecht wurde durch das Schiedsgesetz von 2016
(Gesetz vom 2. 2. 2016 – SchiedsG) neu geregelt.

Schiedsf�hig ist nach Art. 3 SchiedsG jede zivilrechtliche
Streitigkeit, �ber die sich die Parteien vergleichen k�nnen.
Damit definiert das Gesetz die Schiedsf�higkeit weit. Wei-
teres Erfordernis ist, dass die Parteien �ber den Streitge-
genstand verf�gen k�nnen. Nicht schiedsf�hig sind etwa
arbeitsrechtliche Streitigkeiten (Art. 55 Abs. 1 Arbeitsge-
setz vom 1. 1. 1997). Des Weiteren ist die Schiedsf�higkeit
von Streitigkeiten mit der �ffentlichen Hand einge-
schr�nkt. Die Vereinbarung einer Schiedsklausel kann die
Zustimmung des zust�ndigen Ministers oder des Gouver-
neurs erfordern.

Eine Schiedsvereinbarung muss nach Art. 8 SchiedsG
schriftlich abgefasst sein. Ein Austausch von schriftlichen
Erkl�rungen reicht f�r die Wahrung der Schriftform aus, so
dass die Schiedsvereinbarung nicht in einer von beiden Par-
teien unterzeichneten Urkunde enthalten sein muss.

Soweit eine Schiedsklausel besteht, ist die Zust�ndigkeit der
sudanesischen Gerichte ausgeschlossen. Das gilt nicht f�r
Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz vor Zusammentre-
ten des Schiedsgerichts (Art. 11 Abs. 1 SchiedsG).

V. Haftungsbeschr�nkungen, pauschalierter
Schadensersatz und Caps

Haftungsbeschr�nkungen und -begrenzungen sind nach su-
danesischem Recht im Grundsatz zul�ssig. Das Gesetz
kn�pft die Wirksamkeit dieser Klauseln an eine Reihe von
Voraussetzungen. Erforderlich ist, dass die von der Klausel
beg�nstigte Partei die andere Seite auf die Klausel vor Ver-
tragsschluss „hinreichend“ hinweist (Art. 120 Abs. 1 ZBG)
oder die Klausel in einer Urkunde beinhaltet ist, die Teil des
Vertrages ist und unterzeichnet wird (Art. 120 Abs. 1 und 2
ZBG). Nach Art. 120 Abs. 4 ZGB kann der Richter zudem
jede Haftungsbeschr�nkung oder -begrenzung f�r unwirk-
sam erkl�ren, die dem Wesen des Vertrages widerspricht
oder eine Partei offensichtlich benachteiligt. Wird also die
Haftung f�r Kardinalpflichten ausgeschlossen oder steht der
vereinbarte Schadensersatz außer Verh�ltnis zur Bedeutung
der verletzen Pflicht, ist die Klausel unwirksam.

202 RIW Heft 4/2017 B�lz/Mujally, Handel mit Sudan

5 Einf�hrend zum sudanesischen Recht etwa der L�nderbericht in: Safwat,
Sudan, Yearbook of Islamic and Middle Eastern Law 1 (1994), S. 237 ff.
(mit periodischen Updates); zum IPR und IZPR des Sudan (allerdings
vor Erlass des neuen Schiedsgesetzes (2016) B�lz, in: Geimer/Sch�tze,
Internationaler Rechtsverkehr in Zivil- und Handelssachen (Stand: 52.
EL, 2016), 1132 (L�nderbericht Sudan).

6 Zum islamischen Wucherverbot etwa Wichard, Zwischen Markt und
Moschee, 1995, S. 180 ff.

7 B�lz (Fn. 5), 1132-3.
8 Zum islamischen Vertragsrecht einf�hrend Rohe, Das islamische Recht.

Geschichte und Gegenwart 2. Aufl. 2009, S. 103 ff.; sowie ausf�hrlich
etwaWichard (Fn. 6).

9 B�lz (Fn. 5), 1132-2.
10 Supreme Court in Zivilsachen, Kassation Nr. 163 1989 vom 29. 12.

1991.
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Diese Prinzipien finden auch auf Vereinbarungen �ber pau-
schalierten Schadensersatz Anwendung. Eine Pauschalie-
rung des Schadensersatzes darf nicht zur Folge haben, dass
f�r die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten kein Scha-
densersatz geschuldet ist. Des Weiteren kann das Gericht
den pauschalierten Schadensersatz herabsetzen, wenn der
pauschalierte Schadensersatz außer Verh�ltnis zum tats�ch-
lich eingetretenen Schaden steht. Das wird begr�ndet mit
der allgemeinen Funktion des Schadensrechts, wonach der
Schadensersatz Kompensationsfunktion hat und nicht zu ei-
ner Bereicherung des Gesch�digten f�hren darf.11

VI. „Snap back“-Sanktionen

Bislang ist die Aussetzung des US-Embargos nicht endg�l-
tig. Eine dauerhafte Aufhebung des Embargos ist zwar vor-
gesehen, aber derzeit nicht sicher. Das wirft die Frage auf,
welche Auswirkungen ein Wiederaufleben der Sanktionen
auf den Vertrag haben.

Das sudanesische ZGB enth�lt keine ausf�hrliche Regelung
des Leistungsst�rungsrechts. In Anlehnung an die Tradition
der islamischen Scharia regelt das Gesetz vordringlich ein-
zelne Nominatvertr�ge, wobei der Kaufvertrag als Prototyp
dient. Dessen ungeachtet findet sich in Art. 141 ZGB der
Grundsatz, dass der Sch�diger nicht haftet, wenn der Scha-
den auf eine Fremdursache zur�ckzuf�hren ist, die er nicht
kontrollieren kann, wie etwa F�lle der h�heren Gewalt. Ob
diese Vorschrift einen Schuldner im Falle von „Snap back“-
Sanktionen von seiner Leistungspflicht befreit, ist allerdings
mehr als fraglich: So ist zun�chst nicht klar, ob die Vor-
schrift tats�chlich einen allgemeinen Grundsatz der Haf-
tungsbefreiung wegen h�herer Gewalt enth�lt (ober ob die
Bestimmung auf die deliktische Haftung beschr�nkt ist).
Hinzu kommt, dass der Schuldner vorliegend mit Snap-
back-Sanktionen rechnen muss bzw. diese nicht ausge-
schlossen werden k�nnen, weil die Aussetzung des US-Em-
bargos gerade auf Bew�hrung erfolgte.

Vor diesemHintergrund ist es ratsam, Snap back-Sanktionen
im Vertrag direkt zu regeln. Das gilt f�r den Fall, dass ein
ausl�ndischer Vertragspartner auf Grund der Sanktionen
nicht liefern oder leisten kann ebenso wie f�r den Fall, dass
neue Finanzsanktionen Zahlungen aus dem Sudan er-
schweren oder unm�glichen machen.

VII. Compliance

Der Sudan bleibt auch nach der Aussetzung des US-Embar-
gos ein politisch schwieriger Markt. Aus Compliance-Sicht
stellen sich hier eine Reihe von Problemen.

Der Sudan ist ein großes Land mit erheblichen regionalen
Unterschieden. Die bewaffneten Konflikte sind beschr�nkt
auf einzelne Landesteile, und die fortbestehenden Sanktio-
nen richten sich gegen bestimmte nat�rliche und juristische
Personen, denen eine Beteiligung insbesondere an den
Kriegsverbrechen in der Darfour-Region zur Last gelegt
wird. Aus diesem Grund ist bei jedem Vertragsschluss eine
Business-Due Diligence unerl�sslich, wenn Vertragspartner
und Projekt nicht genau bekannt sind. Zudem werden Com-
pliance Standards durch das geschriebene Recht definiert
und nicht durch eine m�glicherweise davon abweichende
Praxis. Ein internationales Unternehmen bleibt an das ge-
schriebene Recht gebunden, auch wenn dessen Normen – et-
wa in einer Konfliktregion – nicht oder nicht in vollem Um-
fang durchgesetzt werden.12 Schließlich besteht eine allge-

meine Tendenz, die Compliance-Haftung auf das Verhalten
von Partnern, Subunternehmern und Zulieferern auszudeh-
nen,13 einschließlich einer Haftung f�r Menschenrechtsver-
letzungen.14

Diese Punkte sind auch bei der Vertragsgestaltung zu be-
r�cksichtigen. Dabei kann es f�r ein internationales Unter-
nehmen durchaus sinnvoll sein, den lokalen Partner in einer
Compliance-Klausel ausdr�cklich zur Einhaltung der loka-
len Rechtsvorschriften und vertraglichen Compliance Stan-
dards zu verpflichten. Solche Klauseln entsprechen dem
Standard im internationalen Rechtsverkehr. Gerade in Juris-
diktionen, in denen die Rechtsdurchsetzung uneinheitlich
ist, k�nnen private Standards einen stabilisierenden Effekt
haben, indem sie den Vertragsparteien veranschaulichen,
welche Erwartungen bestehen (und ein Compliance-Level
unabh�ngig von der lokalen Rechtsdurchsetzung definie-
ren). Des Weiteren k�nnen Verfahren festgelegt werden, wie
m�gliche Verst�ße untersucht und sanktioniert werden (etwa
durch Sonderk�ndigungsrechte und pauschalierten Scha-
densersatz). Schließlich k�nnen sie als Instrument daf�r die-
nen, Compliance-Risiken vertraglich zu verteilen und auch
die entsprechende Verantwortlichkeit – gerade f�r Partner,
Subunternehmer und Zulieferer in schwierigen M�rkten –
zu begrenzen oder auszuschließen.

VIII. Anerkennung und Vollstreckung
ausl�ndischer Entscheidungen

1. Ausl�ndische Gerichtsentscheidungen

Die Anerkennung und Vollstreckung ausl�ndischer Zivilur-
teile und Beschl�sse regeln Artt. 306 bis 308 sudZPO.
Staatsvertragliche Regelungen bestehen im Verh�ltnis zu
Deutschland nicht. Im Rechtsverkehr mit anderen arabi-
schen Staaten ist regelm�ßig die Konvention von Riad
(1983) einschl�gig, die in den Artt. 25 bis 36 der Konvention
auch die Anerkennung von Entscheidungen der Gerichte an-
derer Mitgliedstaaten regelt.15 Nach Artt. 306, 307 sudZPO
setzt die Vollstreckbarerkl�rung einer ausl�ndischen Ent-
scheidung kumulativ voraus:

(1) Das Gericht des Entscheidungsstaates war f�r die Entschei-
dung nach seiner lex fori zust�ndig;

(2) die Entscheidung ist nach der lex fori des Entscheidungs-
staates endg�ltig;

(3) die Beteiligten des Rechtsstreites waren ordnungsgem�ß
geladen und im Verfahren vertreten;

(4) die Entscheidung widerspricht keiner zuvor von einem su-
danesischen Gericht erlassenen Entscheidung;

(5) der Inhalt der Entscheidung widerspricht weder dem ordre
public noch den guten Sitten im Sudan;

(6) das Urteil beruht nicht auf Prozessbetrug;
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11 Etwa Supreme Court in Zivilsachen, Kassation Nr. 935/1989 vom 17. 6.
2006 und Nr. 481/1996 vom 28. 11. 1997.

12 B�lz, RIW 2015, 257, 261.
13 Zu Klauseln, die eine Verantwortlichkeit f�r die Wertsch�pfungskette

vorsehen, etwa Spießhofer/Graf von Westphalen, BB 2015, 75, 76 ff.
14 Zu dieser Diskussion aus der Perspektive des deutschen Rechts Weller/

Kaller/Schulz, AcP 216 (2016), 387;Wagner, RabelsZ 80 (2016), 717.
15 Zur Anerkennung von Gerichtsentscheidungen und Schiedsspr�chen

nach der Konvention von Riad B�lz/Shahoud Al Mousa, International
Journal of Procedural Law 8 (2014), 273.
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(7) dem Urteil liegt kein Klagebegehren zugrunde, das den im
Sudan geltenden Gesetzen widerspricht; hieraus folgt dass
eine Entscheidung, deren Inhalt den Bestimmungen der is-
lamischen Scharia widerspricht, nicht anerkennungsf�hig
sind;

(8) der Entscheidungsstaat ist gleichermaßen dazu bereit, suda-
nesische Entscheidungen auf seinem Gebiet zu vollstrecken
(Verb�rgung der Gegenseitigkeit); und

(9) die Entscheidung ist nach dem Recht des Entscheidungs-
staates vollstreckbar.

Im Vollstreckungsverfahren ist eine beglaubigte Kopie des
Titels nebst arabischer �bersetzung16 vorzulegen. Des Wei-
teren ist glaubhaft zu machen, dass das Gericht nach den
Vorschriften des Entscheidungsstaates zust�ndig war
(Art. 307 sudZPO).

Ob die Gegenseitigkeit im Sinne von § 328 Abs. 1 Nr. 5 der
deutschen ZPO verb�rgt ist, ist nicht abschließend gekl�rt.
Pr�zedenzf�lle, in denen ein sudanesisches Gericht eine
deutsche Entscheidung f�r vollstreckbar erkl�rt hat, sind
nicht bekannt. Die gesetzlichen Regelungen der sudanesi-
schen ZPO schließen eine Anerkennung deutscher Entschei-
dungen jedoch nicht schlechterdings aus und setzen wohl
auch keine v�lkervertragliche Verb�rgung der Gegenseitig-
keit voraus.17 Vor diesem Hintergrund wird bzw. wurde die
Auffassung vertreten, die Gegenseitigkeit sei – zumindest
partiell – verb�rgt.18 Mit Blick auf die faktischen Probleme,
die die Anerkennung einer deutschen Entscheidung aufwer-
fen w�rde, wurde die Verb�rgung der Gegenseitigkeit
gleichwohl in j�ngerer Zeit �berwiegend verneint.19 Diese
Einsch�tzung kann sich jetzt aber mit Blick auf eine m�gli-
che wirtschaftliche �ffnung �ndern. Die Frage ist weiterhin
offen.

2. Ausl�ndische Schiedsspr�che

Die Voraussetzungen f�r die Anerkennung und Vollstre-
ckung von ausl�ndischen Schiedsspr�chen regelt das
SchiedsG. Staatsvertragliche Regelungen bestehen im Ver-
h�ltnis zu Deutschland nicht. Der Sudan ist nicht Vertrags-
staat der New York Convention (1958).

Nach Art. 48 SchiedsG setzt die Anerkennung und Voll-
streckbarerkl�rung eines ausl�ndischen Schiedsspruchs im
Sudan voraus:

(1) Der Schiedsspruch wurde von einem Schiedsgericht erlas-
sen, das nach seiner lex fori zust�ndig war;

(2) der Schiedsspruch ist nach dem Recht, das auf ihn anwend-
bar ist, endg�ltig;

(3) die Parteien waren ordnungsgem�ß geladen und im Verfah-
ren vertreten;

(4) der Schiedsspruch widerspricht keinem zuvor im Sudan er-
gangenen Urteil oder Schiedsspruch;

(5) der Inhalt des Schiedsspruchs widerspricht nicht der �ffent-
lichen Ordnung oder den guten Sitten im Sudan; und

(6) die Gerichte des Staates, in dem der Schiedsspruch ergan-
gen sind, erkennen sudanesische Schiedsspr�che und Ge-
richtsurteile nach Ermessen oder auf Grund von entspre-
chenden internationalen Vertr�gen an, denen der Sudan bei-
getreten ist.

Die zuletzt genannte Voraussetzung der Gegenseitigkeit –
die im Schiedsgesetz von 2005 nicht enthalten war20 – stellt
eine ganz wesentliche H�rde f�r die Anerkennung und Voll-
streckung ausl�ndischer Schiedsspr�che auf. Das gilt gerade
deshalb, weil die Gegenseitigkeit hinsichtlich der Anerken-
nung von Schiedsspr�chen undGerichtsentscheidungen ver-
b�rgt sein muss; inwieweit Letzteres f�r deutsche Gerichts-
entscheidungen gilt, ist nicht abschließend gekl�rt (s.o.
VIII.1).

Der Sudan ist jedoch Mitgliedstaat der Konvention von Riad
(1983), die eine Anerkennung und Vollstreckung von Urtei-
len und Schiedsspr�chen unter den (arabischen) Vertrags-
staaten regelt.21 Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich,
etwa auf Dubai (oder einen anderen Mitgliedstaat der Kon-
vention von Riad) als Schiedsort auszuweichen. Dann kann
ein Schiedsspruch im Sudan nach den Vorschriften der Kon-
vention von Riad vollstreckt werden. Denkbar ist auch zu
versuchen, eine Vollstreckung �ber einen Staat zu betreiben,
der sowohl Unterzeichner der Konvention von Riad als auch
der New York Convention ist.22
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li, Baghdad, Erbil, Damaskus, Teheran, M�n-
chen und Berlin. Er ber�t deutsche und inter-

nationale Unternehmen bei Investitionen in den Staaten der
MENA-Region und verf�gt �ber langj�hrige Erfahrung im Su-
dan-Gesch�ft.

HussamMujally
Rechtsanwalt bei Amereller Rechtsanw�lte
PmbB in Berlin. Geboren und aufgewachsen
in Taizz (Yemen), studierte er Rechtswissen-
schaften an der Universit�t Potsdam und ab-
solvierte das Referendariat in Berlin.

16 Nach Art. 67 sudZPO ist die Gerichtssprache Arabisch.
17 Ganz klar ist das aber nicht. In der Entscheidung des Appellationsge-

richts Khartoum 218/1989 vom 21. 11. 1989 wird diskutiert, ob die Ge-
genseitigkeit v�lkervertraglich verb�rgt sein muss. Das wird aber von
der Mehrheit verworfen.

18 So grundlegend Sch�tze, RIW 1991, 818, 820; dem folgend Bauchbach/
Lauterbach/Albers/Hartmann, 73. Aufl. 2015, Anh. § 328 Rn. 18.

19 EtwaM�KoZPO/Gottwald, 5. Aufl. 2016, § 328 Rn. 153 m.w.N.

20 Hierzu B�lz, RIW 2013, 55, 60.
21 B�lz/Shahoud Al Mousa (Fn. 15).
22 Sog. „conduit jurisdiction“ (Durchgangsjurisdiktion). So k�nnte etwa

ein deutscher Schiedsspruch in einem ersten Schritt auf Grundlage der
New York Convention von den Gerichten des Dubai International Finan-
cial Centre anerkannt werden. In einem zweiten Schritte w�rde dann die
Anerkennung des Vollstreckungstitels aus Dubai im Sudan auf Grund-
lage der Konvention von Riad betrieben. Auch wenn dieser Weg kon-
struktiv m�glich erscheint, ist er – unseres Wissens – in der Praxis noch
nicht erprobt. Zum Begriff der „conduit jurisdiction“ vgl. B�lz, Ist die
Gegenseitigkeit nach § 328 ZPO im Verh�ltnis zu den VAE jetzt ver-
b�rgt? – die Gerichte des Dubai International Financial Centre als „Con-
duit Jurisdiction“, erscheint in IPRax 2017/Heft 3.
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